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Seit mehr als einem Jahr stellt die Pandemie unser Leben auf den
Kopf. Rund 110 Millionen Menschen sind (Stand: Mitte Februar 2021)
offiziell am Corona-Virus erkrankt, beinahe 2,5 Millionen sind
verstorben. Ausgangsbeschränkungen, Atemschutzmasken,
Arbeitslosigkeit – die Liste mit Dingen, die nun zu unserem Alltag
gehören, ist lang. Angst um Freund_Innen, Familie, die eigene
Existenz. Gerade Letzteres stellt sich für viele Arbeitende.

Denn das Corona-Virus hat eine Wirtschaftskrise, die sich bereits
vorher abzeichnete, ausgelöst und massiv verschärft. Unter anderem,
da – anders als bei der Finanzkrise 2007/08 – fast alle Länder
gleichzeitig erfasst wurden. Der Internationale Währungsfonds (IWF)
geht in einem Bericht davon aus, dass die Pandemie alle Fortschritte
in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
zunichtegemacht hat. Die soziale Ungleichheit hat sich 2020 drastisch
weiter verstärkt. Das bedeutet, dass jene, die schon vorher am
Existenzminimum gelebt haben, noch weniger besitzen sowie kleinere
Verbesserungen, die in den letzten Jahren errungen werden konnten,
verschwinden.

Die Krise heißt Kapitalismus
Als Ergebnis der Finanzkrise 2007/08 konnten wir in den letzten
Jahren eine stetige Zuspitzung von imperialistischen Konflikten
wahrnehmen – ob durch Interventionen in der Ukraine, Syrien, die
stetigen Drohungen gegen den Iran oder den Handelskrieg zwischen den
USA und China. Gerade Letzterer stellt eine direktere Konfrontation
zwischen zwei imperialistischen Mächten dar, bei der es nicht nur um
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ein bloßes Kräftemessen geht. Vielmehr ist es die Zuspitzung der
Frage, welche Kraft den Weltmarkt in ihrem Interesse neu gestaltet –
die niedergehende, über Jahrzehnte vorherrschenden USA oder China
als neue, aufstrebende Macht. Die jetzige Krise wird die
Verteilungskrise und den existierenden Machtkampf massiv verstärken.
Die Frage der Verfügbarkeit medizinischer Versorgung, insbesondere
des Impfstoffes, ist in mehrfacher Weise mit dem Kampf um die
Neuaufteilung der Welt verbunden.

Zum Ersten sichern sich alle imperialistischen Mächte einen
privilegierten Zugang zu den Impfstoffen und räumen den Markt
faktisch leer. Hinzu kommt, dass die großen Konzerne, die fast
ausschließlich in den kapitalistischen Zentren angesiedelt sind, für
Jahre enorme Monopolprofite wittern, auf Patentrechten und damit dem
Ausschluss von Milliarden Menschen vom bezahlbaren Zugang zu den
Impfstoffen beharren. Während die Bevölkerung der imperialistischen
Staaten bis Ende 2021 geimpft werden kann, sollen in vielen Ländern
Afrikas, Lateinamerikas und Asiens selbst „optimistischen“
Vorhersagen zufolge nur 20 % diesen Schutz erhalten.

Die dramatisch wachsende globale Verschuldung verschärft die
Ungleichheit noch weiter. Während die USA, China oder auch die EU
mit Milliardenausgaben die unmittelbaren Wirkungen der Krise
kurzfristig mildern und Konjunkturprogramme auf den Weg bringen
können, ist dieser Weg den meisten Ländern des globalen Südens
verschlossen. Sie können allenfalls auf eine kurzfristige Aussetzung
des Schuldendienstes für über den IWF oder andere Institutionen
vermittelte Kredite hoffen. Diese Last wird sie noch mehr von den
Zentren der Weltwirtschaft und des Finanzkapitals abhängig machen –
mit extremen Folgen für Milliarden Lohnabhängige, Bauern und
Bäuerinnen.

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass selbst wenn die
imperialistischen Zentren durch Impfungen wieder versuchen, zum
Regelbetrieb zurückzukehren, die Lage sich nicht von alleine
entspannen wird. Während die nationalen Regierungen für größere



Konzerne Rettungspakete schnüren, wird versucht werden, die
entstandenen Kost auf die Arbeiter_Innenklasse abzuwälzen:
Massenentlassungen, Einsparungen im sozialen Bereich neben der
stetigen Gefahr von Mutationen des Virus, die gegen den Impfstoff
resistent sind. Es stellt sich also die Frage: Wer zahlt für die
Kosten der Krise und die Folgen der Pandemie? Und während der
Machtkampf unter den Kapitalfraktionen noch läuft, ist zugleich
klar, dass sie alle versuchen werden, die Kosten auf die
Arbeiter_Innenklasse abzuwälzen. Im Folgenden wollen wir einen
Überblick darüber geben, wie die Belastung für Frauen aus der
ArbeiterInnenklasse seit Ausbruch der Pandemie zugenommen hat,
welchen Problemen sie sich verschärft gegenübersehen, um dann auf
die Ursachen der Unterdrückung und die Frage des Kampfes dagegen
einzugehen. Schließlich stellen sie einen maßgeblichen Teil der
Arbeiter_Innenklasse dar und haben aufgrund ihrer sozialen
Unterdrückung mit spezifischen Angriffen zu kämpfen.

Frauen sind in vielen der am stärksten von Covid-19 betroffenen
Branchen überrepräsentiert, z. B. in der Gastronomie, im
Einzelhandel und in der Unterhaltungsbranche. So arbeiten 40 Prozent
aller erwerbstätigen Frauen – 510 Millionen weltweit – in den am
stärksten betroffenen Branchen, verglichen mit 36,6 Prozent der
erwerbstätigen Männer. International stellen Frauen 70 % des
Personals in sozialen und Pflegeberufen.

Kurzarbeit und Entlassungen
Auch die ersten großen Entlassungswellen betrafen vor allem
Sektoren, in denen Frauen überrepräsentiert sind wie Einzelhandel,
Gastgewerbe und Tourismus. Eine statistische Erhebung aus den USA
zeigt, dass Frauen in verschiedenen Branchen stärker vom
Arbeitsplatzverlust betroffen sind als Männer. Im Freizeit- und
Gastgewerbe waren vor der Pandemie 52 % der Beschäftigten
Frauen, aber 54 % der Entlassenen sind weiblich. Im Bildungs-
und Gesundheitswesen stellten Frauen 77 % der Arbeitskräfte,



aber 83 % der Entlassenen; im Einzelhandel 48 % der
Beschäftigten, 61 % der Arbeitsplatzverluste; in den Kommunal-
und Landesverwaltungen schließlich 58 % der Belegschaften, aber
63 % der Freigesetzten.

Laut Zahlen der ILO verdienten 2018 61 % der globalen
Erwerbsbevölkerung (2 Milliarden Menschen) ihren Lebensunterhalt in
der informellen Wirtschaft, davon sind rund 50 % Frauen. Für
diese Menschen bedeutet das, dass sie über keinen einklagbaren
Arbeitsvertrag, keine Arbeitslosenversicherung oder damit
vergleichbare Absicherung verfügen.

Frauen stellen zwar die Hälfte der Menschen im informellen
Sektor, sie sind aber vor allem im globalen Süden überrepräsentiert.
So arbeiten in Südasien über 80 % aller Frauen außerhalb der
Landwirtschaft im informellen Sektor, in den Ländern südlich der
Sahara 74 %, in Lateinamerika und der Karibik 54 %.

Besonders betroffen von der Krise sind oft WanderarbeiterInnen. So
haben in Indien mindestens 40 Millionen ArbeitsmigrantInnen von heute
auf morgen ihren Job und ihre Unterkunft verloren. Sie müssen 100 –
1.000 Kilometer zurück zu ihren Familien reisen, denen sie meistens
selbst Geld schicken, also die sie eigentlich finanzieren.
Schätzungen gehen davon aus, dass 660.000 bis 1,5 Millionen
MigrantInnen in Lagern untergebracht wurden, wo sie minimale
Essensrationen erhielten.

Frauen sind jedoch nicht nur als überausgebeutete
Lohnarbeiterinnen betroffen. In vielen Ländern der halbkolonialen
Welt waren sie im Zuge von „Entwicklungshilfe“ oft auch
Empfängerinnen sog. Mikrokredite. In Jordanien beispielsweise
erhielten rund 70 % der Frauen solche. Unter den Bedingungen von
Corona und der Krise können viele ihre Raten nicht mehr tilgen, sind
nicht zahlungsfähig, was in manchen Ländern mit Gefängnisstrafe
geahndet werden kann.



Wir sehen anhand dieser Beispiele, dass arbeitende Frauen auch
ökonomisch besonders stark von der Krise betroffen sind – und
diese wird so schnell nicht nachlassen.

Gesundheit
Aufgrund der Pandemie liegt der Fokus des Gesundheitssystems auf
der Bekämpfung der Krankheit. Dies ist an sich sinnvoll. Aber da es
ohnedies schon einen Mangel an medizinischem Personal und
Einrichtungen gibt, bedeutet das auch, dass diese anderswo fehlen. So
können wir aktuell in vielen Ländern einen Anstieg der Mütter- und
Kindersterblichkeit beobachten.

Der Zugang zu hygienischen Produkten und Verhütungsmitteln wird
durch Verdienstausfälle erschwert, deren Produktion teilweise
ausgesetzt. In Indien wurden während der ersten Wochen des Lockdowns
Binden nicht als essentiell betrachtet. Mädchen hatten aufgrund der
Schließung von Schulen keinen Zugang. NGOs und Hilfsorganisationen
schätzen, dass allein in Indien mindestens 121 Millionen Frauen
keinen Zugriff auf Güter zur Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse
hatten, wobei ländliche Regionen und Kleinstädte besonders
betroffen waren.

Zusätzlich wird der ohnedies schon eingeschränkte Zugang zu
Abtreibungen weiter erschwert. UN-Schätzungen zufolge könnte die
Corona-Krise zu 7 Millionen ungewollten Schwangerschaften führen.
Zum einen, da der Zugang zu Verhütungsmitteln erschwert ist, zum
anderen, da die sexualisierte Gewalt gegenüber Frauen massiv
zugenommen hat und sie noch mehr an die Familie und damit an
Ehemänner gebunden sind. Dort, wo Schwangerschaftsabbrüche legal
sind, wurde der Zugang zu Beratungsgesprächen massiv eingeschränkt,
da viele Praxen und Familienplanungszentren ihr Angebot reduzierten.
In 8 US-Bundesstaaten liefen während des ersten Lockdowns Verfahren,
da Abtreibungen auf die Liste der „nicht dringlichen“
medizinischen Behandlungen gesetzt worden sind.



Gewalt gegen Frauen
Zugleich verschärft sich die Lage der Frauen in Familien und
Beziehungen. Der Bevölkerungsfonds der UN (United Nations Population
Fund, bis 1987: United Nations Fund for Population Activities; UNFPA)
rechnet mit 31 Millionen zusätzlichen Fällen von häuslicher Gewalt
in 6 Monaten des Lockdowns. Wir haben es hier mit einem globalen,
keinesfalls mit einem regionalen Problem zu tun.

In Frankreich nahmen mit der Ausgangssperre 2020 die Fälle
häuslicher Gewalt um 30 Prozent zu. Die französische Regierung
kündigte zudem an, bis zu 20.000 Zimmern in Hotels für Betroffene
zu reservieren, in französischen Einkaufszentren wurden 20
Beratungsstellen eingerichtet.

Allein in den ersten beiden Aprilwochen 2020 gab es im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum einen 47 %igen Anstieg der Anrufe bei der
spanischen Hotline für häusliche Gewalt. Die Zahl der Frauen, die
sich per E-Mail oder über soziale Medien an die von der Regierung
als wesentlich eingestuften Unterstützungsdienste wandten, soll um
bis zu 700 % gestiegen sein. Sichtbar wird das Ausmaß des
Problems, wenn man die bestehende Infrastruktur für von Gewalt
betroffene Frauen betrachtet.

So mangelt es in Deutschland seit Jahren an Plätzen in
Frauenhäusern. Bis heute stehen rund 6.800 Plätze zur Verfügung,
obwohl sich Deutschland schon 2017 verpflichtet hat, mindestens
21.400 zu schaffen. Kurzfristig hätte hier durch Nutzung
leerstehenden Wohnraums, wegen der Pandemie nicht belegter Hotels und
Ferienwohnungen etwas Abhilfe geschaffen werden können – doch
Fehlanzeige. Hinzu erschweren die soziale Isolierung und Quarantäne
die Lage der Frauen. Mit Tätern eingeschlossen, kannst du nicht
einfach verschwinden und dich um die Kinder kümmern, die ebenfalls
krasser Gewalt ausgesetzt sind.



Homeoffice und unbezahlte Hausarbeit
Grundsätzlich leisten Frauen nach wie vor weit mehr unbezahlte
Hausarbeit als Männer. Im Zuge von Corona wurden Schulen und
Kindergärten geschlossen, ist Pflegeunterstützung im Haus oft
weggefallen oder reduziert.

Hinzu kommt, dass Homeoffice und Kinderbetreuung nur schwer
vereinbar sind. Das zeigt sich in Deutschland daran, dass 40 %
der Personen mit Kindern unter 14 Jahren die Tätigkeit im Homeoffice
als äußerst oder stark belastend einschätzen gegenüber 28 Prozent
der Befragten ohne Kinder. 1,5 Millionen Alleinerziehende – davon
sind 90 % Frauen – sind noch mal stärker betroffen.

Ein Teufelskreis
Viele Frauen arbeiten im Caresektor und in sog. systemrelevanten
Berufen. Sie sind oft einem höheren Infektionsrisiko ausgesetzt,
gleichzeitig aber auch von Entlassungen am stärksten betroffen. Das
bindet sie ökonomisch stärker an die Familie, macht sie schutzloser
gegenüber häuslicher Gewalt. Zusätzlich steigt die reproduktive
Arbeit, die im Haushalt getätigt werden muss, was die
Doppelbelastung der Frauen erhöht. Sie werden also unter Bedingungen
einer kapitalistischen Krise, die durch die Pandemie verstärkt wird,
mehr in die klassische, reaktionäre Geschlechterrolle gedrängt.
Auch wenn jetzt die Kontaktverbote gelockert werden, wird es keine
Rückkehr zur ohnedies zweifelhaften „Normalität“ geben.
Vielmehr drohen im Zuge der Wirtschaftskrise mehr Entlassungen und
massive Sozialkürzungen.

Warum ist das so?
Um die aktuelle Situation zu verändern, ist es essentiell zu
verstehen, warum Corona sowie die Wirtschaftskrise
Frauenunterdrückung verstärken und woher diese überhaupt kommt.
Dazu gibt es zahlreiche theoretische Ansätze und diverse Lösungen



von verschieden feministischen Strömungen, auf die wir an dieser
Stelle nicht eingehen können. Stattdessen beschäftigen wir uns mit
der Position von Revolutionär_Innen.

Frauenunterdrückung existierte schon lange vor dem Kapitalismus
und nahm in allen Klassengesellschaften eine systematische Form an.
So war z. B. die bäuerliche Familie im Feudalismus Produktions-
und Reproduktionseinheit. Für den Kapitalismus ist freilich typisch,
dass sich die Funktion von Haushalt und Familie für die unterdrückte
Klasse gegenüber früheren Klassengesellschaften ändert. Im
Kapitalismus werden Produktion und Reproduktion getrennt und
natürlich hat die Familie/PartnerInnenschaft für die
ArbeiterInnenklasse und für die besitzenden Klassen auch eine
unterschiedliche Funktion. Für Erstere dient sie in erster Linie zur
Reproduktion der Ware Arbeitskraft, während sie für KapitalistInnen
essentiell für die Vererbung der Produktionsmittel ist.

Auch wenn dieses „Ideal“ der ArbeiterInnenfamilie global
betrachtet oft gar nicht der Realität entspricht, so übernimmt der
Kapitalismus eine schon vorher existierende geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung, die dadurch, dass der Lohn des Mannes als
„Familienlohn“ gesetzt wird, während die Frau nur
„dazuverdient“, selbst befestigt und reproduziert wird. Die
bürgerliche Familie, die auch als Norm in der ArbeiterInnenklasse
ideologisch und repressiv durchgesetzt wird gegenüber anderen
Formen, reproduziert die geschlechtliche Arbeitsteilung und diese
verfestigt wiederum die Familie als scheinbar „natürliche“ Form
des Zusammenlebens.

Warum sind Frauen stärker betroffen?
Diese Form der geschlechtlichen Arbeitsteilung bedeutet auch, dass
Frauen oft von Krisen besonders stark betroffen sind. Gerade in
solchen Perioden wird die Reproduktionsarbeit im Kapitalismus
systematisch ins Private gedrängt. Kosten für v. a.
öffentliche Kindererziehung, Kranken- und Altenpflege erscheinen als



unnütze, unproduktive Arbeit, da sie oft keinen Mehrwert für ein
Kapital schaffen. Das heißt nicht, dass es nicht nützliche Arbeiten
sind. Aber da sie sich nicht im gleichen Maßstab wie andere, z. B.
industrielle, verwerten lassen, erscheint z. B. Carearbeit im
öffentlichen Krankenhaus oder die Arbeit der Erzieherin in einer
Kita nur als Kostenfaktor, der gefälligst reduziert oder ganz
eingespart werden soll.

Daher verbleibt auch die individuelle Kindererziehung, Pflege von
Alten in der Familie – und es erziehen und pflegen dabei in erste
Linie Frauen. Dabei kann diese Operation durchaus widersprüchlich
sein, weil eigentlich auch das gesellschaftliche Gesamtkapital unter
bestimmten Bedingungen mehr weibliche Arbeitskraft und damit auch
eine teilweise Vergesellschaftung der Hausarbeit (z. B. durch
mehr Kindergärten, bessere Kantinen …) braucht.

In Krisenzeiten müssen aber Kosten gespart werden durch Absenkung
der Löhne, Verlängerung der Arbeitszeit, Kurzarbeit, Entlassungen,
aber auch und vor allem durch Kürzungen im sozialen Bereich
insgesamt. Frauen fungieren so als „flexible“ Aufstockerinnen,
besonders leicht verschiebbarer Teil der industriellen Reservearmee,
die zuerst ins Private gedrängt werden und sich eher um Familie
kümmern, aber bei besserer Konjunktur auch wieder leicht und
schlechter bezahlt einsetzbar sind.

Wir sehen hier also auch, woher der Gender Pay Gap
(geschlechtsspezifischer Lohn- und Gehaltsunterschied) kommt. Der
Lohn des Mannes wird historisch als Familienlohn gesetzt (der auch
die Kosten zur Reproduktion der Familie einschließt). Die Arbeit der
Frau erscheint dabei nur als „Zuschuss“, als „Aufstocken“.
Das Ganze bildet einen Elendskreislauf, der sich in einem gewissen
Maß selbst reproduziert: Basierend auf der geschlechtlichen
Arbeitsteilung geht der Mann arbeiten, weil er mehr verdient – und
weil der Mann mehr verdient, bleibt die Frau zu Hause. Somit
reproduziert sich die geschlechtliche Arbeitsteilung gleich mit.



Kämpfe der ArbeiterInnen- und der Frauenbewegung haben zwar
wichtige Verbesserungen errungen, aber eine wirkliche Gleichheit
konnte nie erreicht werden, weil die unterschiedlichen Löhne in der
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und im privaten Charakter der
Hausarbeit wurzeln. Gerade in Krisen stehen wir immer wieder vor der
Gefahr eines Rollbacks.

Forderungen
Auch wenn sich die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Frauen in
den verschiedenen Ländern und Regionen sehr unterschiedlich
darstellen, so gibt es doch einige gemeinsame Forderungspunkte, die
für eine internationale Bewegung von großer Bedeutung sind:

Gesundheitsschutz für alle!
Kostenloser Zugang für alle, insbesondere auch Frauen aus dem
„globalen Süden“, zu Gesundheitsversorgung sowie zu
Corona-Impfstoffen und -Tests. Die Produktion und Verteilung der
Impfstoffe muss der Kontrolle der privaten Konzerne entzogen werden.
Nein zum Impfstoff-Nationalismus der imperialistischen Staaten, für
die Aufhebung der Patente und einen internationalen Plan zu raschen
Produktion und Verteilung. Streichung der Schulden der Länder der
„Dritten Welt“ und Finanzierung der Gesundheitsversorgung und der
Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung (inklusive der Versorgung bei
Quarantänemaßnahmen) durch einen internationalen Plan, finanziert
von den reichen Ländern und durch die Besteuerung von Vermögen und
Kapital!

Gleiche Arbeit, gleicher Lohn!
Dies beinhaltet auch Forderungen wie jene nach einem Mindestlohn
oder nach Abschaffung aller Formen informeller, prekärer Arbeit
durch tarifliche Löhne und Gehälter, verknüpft mit der nach
Kontrolle dieser Maßnahmen durch Komitees der ArbeiterInnenklasse,
insbesondere der Lohnarbeiterinnen. Keine Entlassungen und volle
Bezahlung aller Beschäftigen während der Lockdowns bei Schließung



aller nicht-essentiellen Wirtschaftsbereiche, um eine
Zero-Covid-Strategie durchzusetzen. Anhebung der Renten,
Arbeitslosenunterstützung zumindest auf Höhe des Mindestlohns.
Kontrolle der Gewerkschaften und von Ausschüssen der ArbeiterInnen
über diese Maßnahmen.

Selbstbestimmung über den eigenen Körper!
Diese muss das Recht auf Empfängnisverhütung, die kostenlose,
sichere und frei zugängliche Abtreibung beinhalten. Sie inkludiert
auch den Schutz vor häuslicher Gewalt, Scheidungsrecht, rechtliche
Gleichheit, den massiven Ausbau von Schutzräumen wie Frauenhäusern
sowie den Aufbau von Selbstverteidigungskomitees gegen Gewalt und
Übergriffe, die von der ArbeiterInnenbewegung unterstützt werden.

Kampf gegen Entlassungen, Einbezug ins
Berufsleben!
Der Kampf gegen Entlassungen muss sich auch gegen die von Frauen
richten. Alle rechtlichen Benachteiligungen, alle Formen von Sexismus
und Diskriminierung im Berufsleben müssen offensiv bekämpft werden.
Der Kampf gegen Entlassungen muss mit dem für eine massive
Verkürzung der Arbeitszeit verbunden werden, so dass die Arbeit
unter alle, Männer wie Frauen, aufgeteilt werden kann.

Nein zu Sozialabbau und Privatisierung –
Vergesellschaftung der Hausarbeit!
Statt weiterer Kürzungen müssen wir für den Ausbau von Schulen,
Bildungseinrichtungen, öffentlichen Krankenhäusern,
Kultureinrichtungen usw. unter Kontrolle der ArbeiterInnenklasse
eintreten. Dies ist absolut notwendig, um dem weiteren Rollback und
der Zunahme privater Hausarbeit entgegenzutreten. Letztlich besteht
die Aufgabe darin, die gesamte Hausarbeit zu vergesellschaften, so
dass lebenswichtige Aufgaben wie Kindererziehung und Sorge um Alte
und Kranke nicht mehr individuelle Last von Frauen bleiben, sondern
kollektiv angepackt werden.



Gegen Sexismus und Chauvinismus!
Beim Aufbau einer internationalen Bewegung gegen Pandemie und
Krise müssen Frauen und ihre Forderungen eine Schlüsselrolle
einnehmen. Doch ihre Unterdrückung in der Gesellschaft findet nur
allzu oft ihre Fortsetzung in der reformistischen und
bürokratisierten ArbeiterInnenbewegung. Daher ist es notwendig, dass
sie sich gegen alle Formen des Sexismus und Chauvinismus in unserer
Klasse auch organisiert zur Wehr setzen können und wie alle anderen
sozial Unterdrückten in Parteien oder Gewerkschaften das Recht auf
eigene Treffen (Caususes) haben. Mit den Frauen*streiks der letzten
Jahre hat sich eine globale Kraft zu formieren begonnen, die das
Potential besitzt, zu einer internationalen proletarischen
Frauenbewegung zu werden. Diese stellt für den gemeinsamen Kampf von
Männern und Frauen der ArbeiterInnenklasse kein Hindernis, sondern
vielmehr eine Voraussetzung zu einem wirklichen, gemeinsamen Kampf
gegen Frauenunterdrückung und Kapitalismus dar.

Polen:  Der  Kampf  um
Abtreibung  und
Selbstbestimmung
Von Melli Vogt

In  Polen  wurde  letzten  Herbst  das  Abtreibungsrecht  durch  das
Verfassungsgericht  weiter  verschärft.  Während  Abtreibungen  seit  1993
erlaubt waren,  wenn Schädigungen am Fötus vorhanden sind und dieser
krank oder  schwer behindert  ist,  oder  wenn das  Leben von Mutter  und
ungeborenem Kind in Gefahr ist, hat das Verfassungsgericht dieses Gesetz
nun für “verfassungswidrig“ erklärt und Abtreibungen komplett verboten-
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außer bei Schwangerschaften, die durch Vergewaltigung entstanden sind.
Dahinter  steckt  auch  die  polnische  Regierungspartei  PiS,  welche  extrem
homo- und transphob und im Zuge des Rechtsrucks aufgestiegen ist.  Die
Verschärfung  des  Abtreibungsrechts  ist  nicht  die  einzige  sexistische
Regelung die durch die PiS-Partei entschieden wurde: So richtete die Partei
LGBTIA+- freie Zonen in Polen ein und verbot Sexualkundeunterricht, weil
sie der Meinung sind, dieser „verführe die Jugend.“ Für die Frauen in Polen
und auch generell ist die Verschärfung des Abtreibungsrechts katastrophal.
Sie sind nun gezwungen, selbst Kinder zur Welt zu bringen, die krank sind
oder  schwere  Behinderungen  haben.  Dies  führt  dazu,  dass  Frauen  aus
Verzweiflung  versuchen  werden,  Abtreibungen  heimlich  selbst
durchzuführen, was schwere Verletzungen oder sogar den Tod von Mutter
und ungeborenem Kind bedeuten kann. Alternativ können diese im Ausland
durchgeführt werden, was für die Frauen sehr unsicher und teuer ist, unter
schlechten  Bedingungen  stattfindet  und  ein  hohes  Gesundheitsrisiko
darstellt. Für die Selbstbestimmung der Frauen über ihren Körper und ihr
Leben ist das verschärfte Abtreibungsrecht ein katastrophaler Rückschritt,
der die minimalen Erfolge, die schon erreicht wurden, wieder auf null setzt.
Dass diese Verschärfung gerade jetzt in Zeiten von erstarkendem Rechtsruck
und Coronakrise passiert, in welcher die Lage für Frauen sowieso verstärkt
schwer  ist  und  sie  noch  mehr  von  Unterdrückung,  Gewalt  und
Reproduktionsarbeit  betroffen  sind,  ist  kein  Zufall .  Dass  die
Reproduktionsarbeit, also die unbezahlte Hausarbeit und Kindererziehung,
die meist Frauen leisten müssen, durch die Coronakrise und das bürgerliche,
patriarchale System derzeit zunimmt, ist ebenso wie das Abtreibungsverbot
im  Interesse  des  Kapitalismus  und  nützlich  für  die  herrschende  Klasse.
Kapitalist_Innen profitieren davon, wenn Arbeiterinnen nicht abtreiben, da
sie  immer  neue  Arbeitskräfte  für  den  Markt  brauchen,  die  sie  billig
ausbeuten  können.  Aber  auch  in  Familien  der  herrschenden  Klasse  ist
Abtreibung kein objektives Interesse, denn die Kapitalist_Innen müssen ihr
Eigentum an Nachkommen vererben, um ihre Familie in der herrschende
Klasse zu halten. Daher schadet es der herrschenden Klasse, wenn Frauen
abtreiben.  Das  Abtreibungsverbot  ist  also  eine  weitere  Auswirkung  des
Kapitalismus,  die  nochmal  deutlich  macht,  dass  dieses  kapitalistische,
patriarchale  und  sexistische  System  endlich  überwunden  werden  muss.



Als  Reaktion  auf  das  verschärfte  Abtreibungsrecht  gab  es  in  Polen
Massenproteste mit mehreren zehntausend Menschen. In Warschau hatte die
Organisation  “allpolnischer  Frauenstreik“  zu  einer  Demonstration  durch
Warschau  aufgerufen,  welche  der  Höhepunkt  der  Proteste  und
Demonstrationen  sein  sollte.  Insgesamt  wurde  täglich  in  mehr  als  100
Städten des Landes protestiert. Auch zu einem Generalstreik hatten Frauen
in Polen aufgerufen. Daran beteiligten sich unter anderem viele junge Frauen
im Gesundheitswesen, Landarbeiter_Innen, weitere Berufsgruppen und auch
Schüler_Innen. Wir begrüßen diese Initiative, sehen aber auch, dass man hier
einen  stärkeren  Schulterschluss  mit  den  Gewerkschaften  hätte  suchen
müssen, um wirklich Massen in diesen politischen Streik zu mobilisieren.
Aufgrund der vielen Proteste und Streiks wurde das Gesetz zwischenzeitlich
erstmal ausgesetzt.  Trotzdem gingen die Proteste weiter und brachen im
Dezember 2020 wieder aus, wo erneut tausende Menschen auf die Straße
gingen. Somit halten die Proteste gegen das verschärfte Abtreibungsgesetz
nun schon seit Oktober an. Trotz der monatelangen Massenproteste ist das
verschärfte Abtreibungsgesetz jetzt, drei Monate nach der Entscheidung des
polnischen Verfassungsgerichts, rechtskräftig und somit in Kraft getreten.
Damit  sind  Schwangerschaftsabbrüche  zukünftig  in  fast  allen  Fällen
verboten,  auch  Abtreibungen  bei  schweren  Fehlbildungen.  Laut  dem
obersten Gericht von Polen ist Abtreibung bei Fehlbildungen “unvereinbar“
mit der Verfassung. Als Reaktion darauf brachen im ganzen Land erneut
Proteste aus, unter anderem bildeten sich in den letzten Tagen spontane
Protestzüge vor dem Sitz des Verfassungsgerichts und in vielen polnischen
Städten.

Der Ursprung des Abtreibungsverbots in
Polen ist der Kapitalismus, welcher überwunden werden muss. Um
Kapitalismus und somit auch Sexismus und Rechtsruck zu überwinden,
braucht es einen gemeinsamen Kampf und die Verknüpfung von Frauen-
und LGBTIA- Rechten mit dem Kampf gegen Kapitalismus, Generalstreiks
und Massenproteste, die Einbindung von Arbeiter_Innen durch
Gewerkschaften und eine internationale Antikrisenbewegung. Das liegt
daran, dass gerade jetzt in der Krise Frauen- und
Arbeiter_Innenrechte besonders angegriffen werden. Nur wenn der



Kapitalismus überwunden wird, können Sexismus und jede
Unterdrückung der Frau bekämpft werden. Im kapitalistischen System
ist dies nicht möglich.

Daher fordern wir:

Frei zugängliche, sichere und
kostenlose Abtreibungen für alle Frauen, unter allen Umständen!

Auflösung der LGBTIA-freien Zonen
in Polen!
Aufhebung des Verbots von
öffentlichem Sexualkundeunterricht!
Freien
und kostenlosen Zugang zu Verhütungsmitteln und Beratungsstellen
für alle Frauen!
Aufbau
eines internationalen Antikrisenbündnisses aus Arbeiter_Innen zur
Überwindung des Kapitalismus!

Sekt  und  Sexismus  zum
Frauenkampftag in Leipzig
von Leonie Schmidt

Am Sonntag dem 8.3. beteiligten sich insgesamt 3.000 Demonstrierende in
Leipzig beim sogenannten feministischen Streik. Wenngleich eine Demo im
Kampf um die Frauenbefreiung eigentlich lautstark und kämpferisch sein
sollte – so war das in den meisten Blöcken nicht der Fall. Hier setzte man
eher auf Technomusik, Schweigen und ein bisschen Sekt um den Kampf für
mehr Frauenrechte zu besiegeln.  Desweiteren entschloss  man sich dazu,
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kämpferischen,  antiimperialistischen  und  revolutionären  Frauen  die
Teilnahme an der Demo zu untersagen. So positionierte sich das Bündnis
über den Lauti bei der ersten Zwischenkundgebung am Wilhelm-Leuschner-
Platz  gegen  vermeintlichen  Antisemitismus  (aka  Solidarität  mit  dem
palästinensischen  Befreiungskampf)  und  verbannte  Aktivist_Innen  von
Revolution,  der  MLPD  und  dem  BDS  aufgrund  von  Antisemitsmus-  und
Mackertum-Vorwürfen von der  Demo.  Diese mündliche Durchsage wurde
auch durch körperliche Auseinandersetzungen bestärkt, so wurde an Fahnen
und Transpis  gerissen,  Aktvist_Innen von Revolution geschubst  und auch
Genossinnen  durch  eine  männlich  gelesene  Person  niedergeschrien.
Ebenfalls wurden Genossinnen, welche sich vorher durch ein Megaphon mit
antisexistischen Parolen Gehör verschaffen wollten, als Macker bezeichnet,
da sie „zu laut und aggressiv“ gesprochen haben sollen. Das Zeugt von einem
sexistischen Frauenbild, wenn Frauen nur dann „gute“ Frauen sind, wenn sie
sich auch leise und ruhig, wie eine Frau verhalten und das selbstbewusste
Auftreten als männlich wahrgenommen wird. Selbstbewusstes Auftreten von
Frauen  ist  wichtig  und  sollte  unterstützt  werden.  Wir  sind  stolz  als
Organisation Frauen in unseren Reihen zu haben, die sich nicht scheuen, ihre
Meinung zu sagen und sich in die erste Reihe zu stellen. Höhepunkt war
dann,  dass  die  Genossin  von  einer  selbsternannten  Queerfeministin  als
„Fotze“ beleidigt wurde (auf Nachfrage, wurde allerdings behauptet, es wäre
nur  „Halt  die  Fresse“  gewesen).  Desweiteren  wurde  von  Seiten  der
Sprecherin des Bündnisses behauptet,  dieser Ausschluss sei  Konsens des
Bündnisses  gewesen und vor  der  Demo auf  dem Plenum so beschlossen
worden,  das  scheint  aber  fraglich,  da  es  dazu  keine  vorherigen
Veröffentlichungen  gab.

Wir als revolutionäre Jugendorganisation und
Internationalist_Innen weisen dieses Vorgehen und die Vorwürfe entschieden
zurück.  Wir  empfinden  es  als  absolut  sexistisch,  dass  Frauen  aus
revolutionären
Organisationen die Teilnahme an den Frauenstreiks/feministischen Streiks
untersagt  wird  und  sie  zusätzlich  ausgegrenzt,  niedergeschrien  und
sexistisch
beleidigt werden. So wird verbale Gewalt nicht nur gedeckt, sondern auch



zusätzlich durch Teilnehmer_Innen des  feministischen Streiks  ausgeführt.
Dieser
sexistische  Angriff  reiht  sich  ein  in  andere,  teilweise  auch  rassistische,
Angriffe
gegen Aktivist_Innen unserer Organisation, insbesondere gegenüber Frauen
und
nicht-weißen Genoss_Innen. So wurden beispielsweise bereits Genossinnen
von
antideutschen  Mackern  angespuckt  und  eine  kurdische  Genossin
aufgefordert,  ihre
Koufiya abzunehmen und sich wie eine „Deutsche“ zu kleiden.

Der Vorwurf des Antisemitismus gegenüber unserer
Organisation ist auch kein Neuer und wird regelmäßig wieder ausgegraben,
aber
selten näher begründet. Er ist allerdings mehr als lächerlich. Wir als
Revolution setzen uns regelmäßig in unseren Artikeln und Publikationen mit
dem
Kampf gegen Antisemitismus auseinander 
und haben uns auf Demonstrationen immer als verlässliche Kraft gegen
Antisemitismus, Rassismus und Faschismus erwiesen. Der Vorwurf,  unser
Eintreten
für einen multiethnischen sozialistischen Staat im Nahen Osten und unserer
Solidarität mit dem palästinensischen Befreiungskampf sei antisemitisch,
empfinden wir somit als haltlos. Viel mehr denken wir, dass der Kampf der
Palästinenser_Innen gegen patriachale Unterdrückung und sexuelle Gewalt
und der
Kampf israelischer Frauen gegen Sexismus ein gemeinsamer Teil im Kampf
gegen
das Patriachat sein muss.

Die Bewegung des Frauenstreiks ist eine
internationalistische Bewegung. Für uns ist klar, dass keine Frau auf dieser
Welt befreit ist, solange eine andere weiterhin sexistisch unterdrückt wird.
Das



Patriarchat macht nicht vor irgendwelchen Nationalstaatsgrenzen halt, kann
also
nur international bekämpft werden. Wir verstehen uns als Teil des
internationalen  Frauenstreiks,  da  er  überall  auf  der  Welt  die
Zusammenhänge
zwischen sexualisierter Gewalt, Ausbeutung und Unterdrückung im globalen
Norden
und globalen Süden aufzeigt. Nicht so in Leipzig. Dort werden Frauen, die
sich
dem Narrativ der deutschen Außenpolitik entgegenstellen, beleidigt, als
Antisemit_innen diffamiert  und zum Schweigen gebracht.  Wir  betrachten
diesen
sexistischen Angriff im Kontext weiterer Spaltungsversuche und rassistischer
Anfeindungen, wie im letzten Jahr durch den „offenen Brief aus Göttingen“
geschehen,  mit  dem  Migrant_innen  aus  dem  Berliner  Streikbündnis
ausgeschlossen
werden sollten. Auch die Rote Einheit Düsseldorf wurde auf dem diesjährigen
Streik beleidigt und angegriffen. Wir solidarisieren uns mit den Menschen
und
Organisationen, die diesen Angriffen ausgesetzt sind und rufen dazu auf, die
internationalistische Grundausrichtung des Frauenstreiks hochzuhalten, sich
nicht  den  deutschen  rassistischen  Diskursen  anzupassen  und  sich
geschlossen
gegen diese Vorwürfe, verbalen und körperlichen Angriffe zu wehren.

Wir fordern eine Aufklärung dieser sexistischen Vorfälle,
wir erwarten eine Erklärung vom Bündnis dazu und sind auch bereit in einen
Diskussionsprozess  zu  gehen,  aber  werden  es  nicht  dulden,  dass  wir
diffamiert
werden.



Politisch streiken – aber wie?
Michael Märzen, Arbeiter*innenstandpunkt Österreich, Fight, Revolutionäre
Frauenzeitung Nr. 8, März 2020

In den letzten zwei Jahren haben millionenstarke
Frauenstreiks  ein  großes  Potential  für  den  Kampf  um  Frauenbefreiung
aufgezeigt.
Die  Arbeitsniederlegungen  im  produktiven  und  reproduktiven  Bereich
richten  den
politischen Fokus auf die Ungleichheit der geschlechtlichen Arbeitsteilung,
welche die materiellen Grundlage für sexistische Ungerechtigkeit und
Unterdrückung darstellt. Gleichzeitig kann der ökonomische Stillstand, der
bei
einem Streik angerichtet wird, den nötigen Druck erzeugen, damit die
frauenpolitischen  Forderungen  auch  ernst  genommen  und  letztlich
durchgesetzt
werden. Doch die internationale Frauenbewegung hat diese proletarische
Strategie  noch  nicht  bewusst  angenommen  und  verallgemeinert.  Dazu
braucht  es
nicht nur positive Bezugspunkte wie die Mobilisierungen in Spanien oder der
Schweiz, sondern Organisation, Know-how und einen Kampf gegen andere,
falsche
Strategien.

Bündnispolitik
Ein Streik ist im Normalfall kein spontanes Ereignis. Obwohl
der Unmut über Missstände schon hoch sein mag, braucht es Strukturen, die
ihn
organisieren. Jene Kräfte, die bereit sind, einen Frauenstreik zu organisieren,
müssen  gesammelt  werden.  In  der  Regel  sind  das  schon  bestehende
Organisationen
der radikalen Linken oder der Frauenbewegung, aber auch eine Hand voll
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Einzelpersonen
kann ein Komitee für die Organisierung des Streiks gründen und den Stein
ins
Rollen bringen. Kanäle wie soziale Medien müssen genutzt werden, um die
Organisation auf eine kräftigere Grundlage zu stellen. Für die Mobilisierung
braucht  es  k lare  und  radika le  Forderungen  wie  etwa  e ine
Arbeitszeitverkürzung,
die demokratisch bestimmt werden sollten und für die die beteiligten Kräfte
frei  nach  innen  und  außen  werben  können.  Dabei  muss  auch  sehr  gut
abgewogen
werden, welche in den Vordergrund gestellt und wie sie formuliert werden
können, damit sie die bestmögliche Wirkung auf das politische Bewusstsein
der
Zielgruppen haben werden.

Basisorganisierung
Zentral ist es lohnabhängige, aber auch erwerbslose Frauen und
Männer für den Streik zu gewinnen. Dazu eignet sich der Aufbau von
Aktionskomitees auf regionaler sowie betrieblicher Ebene bzw. in der
Ausbildungsstätte. In diesen Komitees organisieren sich Aktivist*innen, um
gemeinsame Aktivitäten für  die  Mobilisierung zu planen.  Darüber hinaus
sollten
eigene Forderungen diskutiert und in die Bewegung getragen werden. Sie
müssen als
politische  im  Interesse  der  gesamten  Arbeiter*innenklasse  formuliert
werden,
die also nicht auf einzelne Branchen beschränkt bleiben. Als Ausgangspunkt
zum
politischen  Ziel  der  Aufhebung  der  geschlechtlichen  gesellschaftlichen
Arbeitsteilung,
der  Sozialisierung der  Haus-  und Sorgearbeit  kann z.  B.  die  nach einer
gesetzlichen
Mindeststellenbesetzung in der Pflege dienen, wie in Deutschland aufgestellt.
Die



überregionale  Vernetzung  mittels  wähl-  und  abwählbarer  Delegierter
ermöglicht
den Aufbau von demokratischer Kontrolle über die Bewegung selbst und in
weiterer Folge von Gegenmacht gegenüber den bürokratischen staatlichen
Institutionen, über welche die herrschende Klasse ihre Interessen sichert.
Das
ist auch kein Widerspruch zu einer Bündnispolitik von politischen
Organisationen. Aktionskomitees können solche Bündnisse ergänzen oder im
besten
Fall der Ausdruck einer demokratisch organisierten Bewegung sein.

Rolle der Gewerkschaften
Ein wesentlicher Erfolg von bisherigen Frauenstreiks war die
Unterstützung durch Gewerkschaften in der Schweiz und in Spanien. Wenn
diese
Organisationen, die oft einen großen Anteil der lohnabhängigen Bevölkerung
organisieren, für kämpferische Massenaktionen gewonnen werden können
und die
Mobilisierungen dafür ernst nehmen, dann hat das eine sehr große Wirkung.
Viele
Gewerkschaften haben auch frauenpolitische Abteilungen, die natürlich eine
Anlaufstelle für die Mobilisierung sein können und wo sich womöglich auch
schneller Unterstützer*innen finden lassen. Das Problem ist aber, dass die
großen, reformistischen Gewerkschaften von einer konservativen Bürokratie
geführt  werden,  die radikale Aktionen und die Einbeziehung der Massen
mehr
fürchten als fördern. Dies gilt für alle Gewerkschaften, die nicht von einer
revolutionären Arbeiter*innenpartei geführt werden. Die reformistischen
Parteien,  die  oft  über  großen  Einfluss  in  den  Gewerkschaften  verfügen,
haben
längst  ihren  Frieden  mit  dem  kapitalistischen  System  gemacht  und
verteidigen  es
letzten Endes gegen einen Ansturm durch die Lohnabhängigen.  Dies gilt
auch für



reine Gewerkschaftspolitik, die sich nicht den Sturz des Kapitalismus auf die
Fahnen geschrieben hat. Wir können uns also weder auf sie verlassen noch
auf
den Erfolg vehementer Aufforderungen hoffen, sondern müssen mit
Bas isorganisat ionen  e in  Gegengewicht  zur  abgehobenen
Stellvertretungspolitik
schaffen. Diesen Zweck können die schon angesprochenen Aktionskomitees
zum Teil
erfüllen, sie müssen sich dafür aber bewusst auch auf die Gewerkschaften
ausrichten. Letztlich muss eine antibürokratische Gewerkschaftsopposition
aber
eigenständige  Strukturen  aufbauen,  denn  der  Kampf  gegen  die
reformistische
Bürokratie  ist  allgemeiner  als  der  für  eine  bestimmte  politische
Mobilisierung.

Proletarische Strategie
Wenn alle für einen starken Frauenstreik eintreten und eine
proletarische Frauenbewegung aufbauen wollen würden, dann müssten wir
die Frage
nach der Umsetzung eines Streiks gar nicht so genau diskutieren. Aber so ist
es
leider nicht. Gerade auch im Feminismus gibt es bürgerliche und
kleinbürgerliche Kräfte, die ganz andere Strategien als Sozialist*innen
verfolgen  und  die  die  Organisierung  und  Mobil is ierung  der
Arbeiter*innenklasse
für die politischen Anliegen der Frauen sogar ablehnen. Oft beschränken sich
diese Kräfte auf Forderungen wie Quoten in politischen Ämtern oder in
Unternehmen, den ideologischen Kampf gegen Alltagssexismus oder eine
gendergerechte Sprache, die dann von sozialliberalen Parteien umgesetzt
werden
sollen. Eine solche Politik hemmt natürlich die eigenständige Aktion der
Ausgebeuteten und Unterdrückten und muss daher natürlich auch bekämpft
werden. So



wurde z. B. in den verschiedenen feministischen Bündnissen für den
letzt jährigen  Frauenstreik  in  Deutschland  zwar  eine  Liste
unterstützenswerter
Forderungen aufgestellt, aber über die Frage, wie ein Streik der gesamten
Klasse gegen die Paragraphen zustande kommen kann, der auch den Namen
verdient,
kaum diskutiert. Debatten um Einbezug der Gewerkschaften und der Männer
waren also
von untergeordneter Bedeutung.

Es geht also nicht nur um einzelne Forderungen, sondern um
eine  zusammenhängende  proletarische  Strategie,  die  ihren  klarsten
Ausdruck  in
einem kommunistischen Übergangsprogramm findet.  Darin stellt  sich der
Kampf für
Frauenbefreiung und gegen Sexismus als integraler Teil des allgemeinen
Klassenkampfs  der  gesamten  Arbeiter*innenklasse  dar,  unabhängig  von
Geschlecht,
Identität oder Herkunft. Deswegen halten wir es zum Beispiel auch für einen
Fehler,  wenn  von  feministischen  Organisationen  bei  frauenpolitischen
Aktionen
der  Ausschluss  von  Männern  gefordert  wird.  Der  Kampf  gegen
Frauenunterdrückung
und die ganze sexistische Ideologie geht unsere männlichen Genossen genau
so
etwas an. Aber unsere Genossinnen sollten ganz klar im Vordergrund eines
Frauenstreiks stehen.



Ein Blick in die Vergangenheit –
Frauenkämpfe 2019
Nahid,  Revolution  Österreich,  Fight,  Revolutionäre  Frauenzeitung  Nr.  8,
März 2020

Der internationale Frauenstreik zog zuerst im Jahr
2018 Aufmerksamkeit auf sich, als sich in Spanien mehr als 5,3 Millionen
Menschen daran beteiligten unter dem Motto: „Wenn die Frauen streiken,
dann
steht die Welt still“. Seit 2017 ist der Internationale Frauentag zu einem
bedeutenden  Tag  weltweiter  Mobilisierungen  geworden,  der
Hunderttausende  auf
die Straßen bringt, um gegen Frauenunterdrückung und die Auswüchse des
kapitalistischen Systems zu protestieren.

Frauenbewegungen in verschiedenen Ländern
nehmen verschiedene Formen in Reaktion auf besondere politische Zustände
an. In
den  USA  richtet  sich  der  jährliche  stattfindende  Women’s  March
insbesondere
gegen die frauenfeindliche und nationalistische Politik von Donald Trump.
Die
Kampagne für ein Referendum gegen das Abtreibungsgesetz in der Republik
Irland mündete
in einer teilweisen Entkriminalisierung des Gesetzes und mobilisierte auch
zahlreiche Frauen. In Indien protestierten muslimische Frauen gegen den
antimuslimischen Rassismus der Modi-Regierung und begannen so auch mit
dem
Aufbau einer Frauenbewegung.

Der letztjährige Internationale Frauentag in
der Schweiz erlebte die größte nationale Mobilisierung mit über einer halben
Million Menschen, die sich beteiligten (in einem Land mit weniger als 9
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Millionen EinwohnerInnen).  Die größte Demonstration fand in Zürich mit
160.000
Menschen statt.  Der Schweizer Frauenstreik wurde vom Schweizerischen
Gewerkschaftsbund
(SGB)  ausgerufen,  aber  auch  in  den  ländlicheren,  gewerkschaftlich
schlechter
organisierten Teilen des Landes,  war die Beteiligung gut wie v.  a.  unter
Bäuerinnen.

Die Forderungen trugen den Titel „Lohn. Zeit.
Respekt.“ und richteten den Fokus auf Gleichberechtigung der Geschlechter
am
Arbeitsplatz mit Betonung auf der doppelten Bürde für Lohnarbeiterinnen,
die
überdurchschnittlich für unbezahlte Care-Arbeit verantwortlich sind. Die
Streiks kombinierten politische mit wirtschaftlichen Forderungen, verlangten
ein Ende mit Sexismus, sexueller Belästigung und Lohnungleichheit (z. Zt.
durchschnittlich
19,6 %).

Die Frauenstreikbewegung war besonders in
Lateinamerika  erfolgreich  mit  Beteiligung  von  hunderttausenden  Frauen.
Gewalt
an Frauen und Femizide sind in Lateinamerika ein großes gesellschaftliches
Problem. Laut UN befinden sich dort 14 der 24 Staaten mit der höchsten
Mordrate
an Frauen. Die ursprünglich in Argentinien begründete Bewegung „Ni Una
Menos“ (Nicht
Eine Weniger) feierte 2019 ihren fünften Jahrestag. Längst hat sie
Landesgrenzen  überwunden  und  mobilisiert  weiterhin  Frauen  in  ganz
Lateinamerika
zu Streiks und Aktionen gegen geschlechtsspezifische Gewalt.

Auch abseits von Bewegungen auf der Straße
wird kreativ und mit Erfolg versucht, auf die katastrophale Situation von
Frauen aufmerksam zu machen. Z. B. führte die Performance „Der



Vergewaltiger  bist  du“,  die  von  der  chilenischen  Gruppe  „Las  Tesis”
entwickelt
wurde, zu einer internationalen Bewegung. Mit Tanz und Sprache stellt sich
das
Prokekt gegen Vergewaltigung, Mord, Missbrauch und Täter-Opfer-Umkehr.
Die
Choreografie kritisierte auch die repressive Politik der Regierung von
Präsident Sebastián Piñera
und  warf  ein  Schlaglicht  auf  die  Auswirkungen  staatlicher  Gewalt  und
Kontrolle gegen
Frauen. Nachdem das Video dieser Performance viral gegangen war, führten
KampagnenaktivistInnen sie weltweit erneut auf, darunter in London, Paris,
Mexiko-Stadt, Berlin, Wien und sogar in Istanbul.

Das Jahr 2019 erlebte Frauen, die sich gegen
die herrschenden Zustände von Unterdrückung und Gewalt auf der ganzen
Welt auflehnen.
Im  Jahr  2020  drohen  eine  lauernde  Rezession  und  sich  verschärfende
nationale
Polarisierung, weitere politische und ökonomische Angriffe auf Frauen mit
sich
zu  führen.  Frauenbewegungen  werden  sicherlich  gute  Chancen  auf
Wachstum  haben.

Frauen und Krise – Great crisis
rises up
Leonie Schmidt, Revolution Deutschland, Fight, Revolutionäre Frauenzeitung
Nr. 8, März 2020

Die Welt ist in Aufruhr. In vielen Ländern wie zum Beispiel in Chile,  im
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Libanon oder im Irak existieren Volksbewegungen, die sich Angriffen auf die
Arbeiter_Innenklasse  oder  korrupten  Regierungen  widersetzen.  Das
Wachstum der  Weltwirtschaft  verlangsamt  sich  und  die  Angst  vor  einer
erneuten  weltweiten  Rezession  steigt  an.  Des  Weiteren  steigen  die
Spannungen  zwischen  großen  imperialistischen  Mächten  wie,  besonders
zwischen  den  USA  und  China,  und  drücken  sich  durch  Schutzzölle  auf
Stahlteile und Einzelteile für Smartphones etc. aus.

 Politisch-ökonomische Weltlage
2019 befand sich die Weltwirtschaft kurz vor einer Phase der Rezession.
Rückgang bzw. Stagnation des Profits im Vergleich zu vorherigen Jahren
waren  allgegenwärtig.  Nur  wenige  Branchen  schafften  es,  eine
Profitsteigerung  zu  erzielen.  11  Jahre  seit  Ende  des  letzten  globalen
Wirtschaftsabschwungs  2008  deutet  eine  Kombination  von  Faktoren  wie
stagnierende  oder  sinkende  Profite,  schwache  oder  rückläufige
Investitionstätigkeit in Kapitalausrüstung, zunehmende Firmenverschuldung,
Protektionismus  und  Handelskriege  darauf  hin,  dass  ein  erneuter
Konjunktureinbruch  nicht  mehr  fern  ist.

Besonders hart traf es das verarbeitende Gewerbe (Baugewerbe, Industrie
und Handwerk) deren Geschäftsmanagerindex (PMI) weltweit unter 50 fiel.
Dieser  gilt  als  Schwellenwert  zwischen  Expansion  und  Kontraktion.  In
Deutschland lag dieser bei 40, in den USA und China knapp über 50. Der
Dienstleistungssektor  hingegen  schaffte  es,  weiterhin  seinen  Profit  zu
steigern.  So  verhalf  dieser  Griechenland,  das  BIP  immerhin  um 2  % zu
steigern. Laut Analyst_Innen von JP Morgan verlangsamte sich das gesamte
Wachstum der Weltwirtschaft in 2019 aber stark, alle 10 Wirtschaftssektoren
waren  davon  betroffen.  Des  Weiteren  sank  die  Mehrwertrate,  da  die
Lohnkosten nicht durch Gewinne kompensiert werden konnten.

Das Wachstum der Industrieländer als Gruppe dürfte bis 2020 auf 1,4 %
sinken, was auch auf die anhaltende Schwäche des verarbeitenden Gewerbes
zurückzuführen ist. Das Wachstum in Schwellen- und Entwicklungsländern
dürfte sich in diesem Jahr auf 4,1 % beschleunigen. Es wird aber nur von
einer verbesserten Leistung einer kleinen Gruppe großer Volkswirtschaften



ausgegangen,  von  denen  einige  aus  einer  Phase  erheblicher  Schwäche
hervorgehen.

Etwa ein Drittel  der  Schwellen-  und Entwicklungsländer (wir  bezeichnen
diese als Halbkolonien) wird in diesem Jahr voraussichtlich zurückfallen, da
sich Exporte und Investitionen schwächer entwickeln. Es wird erwartet, dass
sich  das  US-Wachstum in  diesem Jahr  auf  1,8  %  verlangsamt,  was  die
negativen  Auswirkungen  früherer  Zollerhöhungen  und  der  erhöhten
Unsicherheit widerspiegelt.  Das Wachstum des Euroraums dürfte im Jahr
2020 aufgrund der schwachen industriellen Produktivität auf 1 % nach unten
fallen.  Die  Erwerbslosenzahlen  2019  in  der  EU liegen  bei  16  Millionen
(6,3 %) und haben damit  erst  gerade das Vorkrisenniveau 2007 (7,1 %)
unterschritten Die BRD weist zwar das höchste Erwerbstätigkeitsniveau seit
der Wiedervereinigung auf), doch diese Jobs werden immer unsicherer und
prekärer.

Allerdings beruhen diese Zahlen auf ungewissen Faktoren und können sich
auch noch verschlechtern,  besonders relevant sind hier Wirtschaftskriege
und Spannungen oder ein stärkerer Einbruch des Profits in den bedeutenden
Volkswirtschaften, der auf andere überschwappt.

Vorhersagen
Die Vorhersagen der großen Wirtschaftsanalyst_Innen für 2020 fallen aber
allesamt  recht  positiv  aus.  Zumindest  soll  sich  die  Weltwirtschaft
stabilisieren und etwas erholen, Risiken bleiben aber weiterhin vorhanden.
Es wird vom IMF mit einem Weltwirtschaftswachstum von 3,5 % gerechnet,
also  einem leichten  Anstieg  im  Gegensatz  zu  2019,  welcher  mit  3,2  %
vorhergesagt wurde. Die Weltbank hingegen geht nur von einem Wachstum
bis 2,5  % aus.

Die mild optimistischen Vorhersagen der Analyseinstitute für 2020 berufen
sich  auf  der  negativen  Entwicklungskurve  der  Weltwirtschaft
entgegenwirkende Faktoren. So konnte ein rezessiver Einbruch der größten
Volkswirtschaften bei Produktion und Investitionen 2019 vermieden werden –
zum  Preis  niedrigen  BIP-  und  Produktivitätswachstums.  Die  globalen



Finanzierungskosten befinden sich auf historischem Tiefstand teils aufgrund
der Zentralbankpolitik des „billigen Geldes“ (Nullzins, Quantitative Easing),
aber auch aufgrund geringer Kreditnachfrage durch Staat und Kapital als
Folge ausbleibenden Investments. Aktien- und Wertpapiermärkte erreichen
dagegen ein ungeahntes Hoch. Die Arbeitslosenzahlen bleiben im Gegensatz
zur Großen Depression der 1930er Jahre niedrig.

Der zugrunde liegende tendenzielle Fall der Profitrate muss über kurz oder
lang die entgegenwirkenden Ursachen übertrumpfen. Der Ausbruch einer
neuen Krise wird umso sicherer erfolgen, weil die Geldpolitik darin versagt
hat, die Wachstumsraten von vor 2007 wiederherzustellen. Die letzte Dekade
sah die längste Zeit ohne Rezession, aber auch die mit dem schwächsten
Wirtschaftsaufschwung nach einer solchen. Keynesianisches Gegensteuern
durch gesteigerte Staatsinvestitionen (und –schulden) hatte bereits in den
Konjunkturkrisen  zuvor  versagt  und  wird  diesmal  auf  die  Barriere  der
schwindelerregend gestiegenen Budgetverschuldung stoßen.

Handelskrieg USA-China
Die größten Sorgen bereitet den Analyst_Innen der Handelskrieg zwischen
den USA und China. Dieser war 2019 stark eskaliert und führte zu Abstürzen
auf  beiden  Seiten.  China  haben  die  Sanktionen  und  Strafzölle  auf
Importwaren in die USA bereits 35 Milliarden US-Dollar gekostet. Für die
USA erhöhten sich die Produktionskosten massiv und es wurden zwar neue
Jobs in der Stahlindustrie erschaffen, wie von Trump versprochen, allerdings
zu viel schlechteren Bedingungen und für viel weniger Lohn.

Trumps Ziel war also nie, die US-amerikanische Stahlproduktion zu stärken,
sondern von Anfang an, der Konkurrenz eine Warnung zu verpassen. Denn
Chinas Wirtschaft ist in den letzten Jahren massiv gewachsen und stellt die
größte Gefahr dar. Gerade im Bereich von IT und Hochtechnologien ist es
Vorreiter  und  mit  vielen  anderen  Wirtschaften  vernetzt.  So  lag  Chinas
Wirtschaftswachstum 2018  bei  6,  57  %,  das  der  USA  nur  bei  2,93  %.
Berichten zufolge hatte China zugestimmt,  landwirtschaftliche Waren der
USA im Wert von 50 Mrd. USD zu kaufen, während die USA anboten, die
bestehenden Zölle für chinesische Waren um bis zu 50 % zu senken. Der



Konflikt  ist  somit  also  keinesfalls  beigelegt,  allerhöchstens  kurzzeitig
entschärft. Eine erneute Verschärfung kann aber zu massiven Einstürzen im
Welthandel führen.

Kampf um die Neuaufteilung der Welt
Der Handelskrieg zwischen den USA und China trägt allerdings auch noch
ein geopolitisches, militärisches Markenzeichen, denn als neu wachsender
Imperialist muss China natürlich die Vormachtstellung des US-Imperialismus
global angreifen. Die chinesische Armee hat sich in einen Rüstungswettlauf
mit den USA gestürzt. Die Eskalation im Konflikt zwischen den USA und dem
Iran,  einer  zunehmend  selbstsicheren  Regionalmacht,  verkörpert  eine
weitere  drohende  Gefahr.

Beide hängen miteinander zusammen, denn der Iran und China führen eine
gute Handelsbeziehung. So gingen 27,4 % der Exporte des Irans nach China,
27,8 % der Einfuhren kommen daher. Öl, Gas und auch die Relevanz des
Irans  in  Chinas  „Seidenstraßenprojekt“  spielen  dabei  eine  entscheidende
Rolle.

Der Rückgang des Welthandels und der Investitionstätigkeit hat besonders
die sog. aufstrebenden Ökonomien getroffen. Deren Wachstum war in den
letzten 6 Jahren fast überall niedriger als in den 6 Jahren vor Ausbruch der
letzten Rezession.  In  Brasilien,  Russland,  Argentinien,  Südafrika und der
Ukraine gab es gar keines.

Von 2010–2018 nahm das Verhältnis von Auslandsverschuldung zum BIP der
Entwicklungsländer um mehr als die Hälfte auf 168 % zu – ein schnellerer
jährlicher  Anstieg  als  während  der  Schuldenkrise  Lateinamerikas.  Laut
Schuldenreport  der  Weltbank 2020 befinden sich  124 von 154 erfassten
Ländern im kritischen Bereich  kurz  vor  der  Staatspleite,  2  mehr  als  im
Vorjahr.  60 % dieser Länder stehen vor einer schlimmeren Situation als
2014.

Entscheidend für die Weltordnung wird also die Konkurrenz zwischen der
aufstrebenden  imperialistischen  Großmacht  China  und  den  USA  um  die



Wel therrscha f t  werden .  Ihr  R ingen  w i rd  den  reg iona len
Auseinandersetzungen immer mehr ihren Stempel aufdrücken. Die Gefahr
des Ausbruchs eines III. Weltkriegs wächst.

Wen trifft es besonders hart?
Es ist „natürliche“ kapitalistische Logik, dass in Zeiten der Rezession die
sinkenden Profite durch Entlassungen, Kürzungen von Arbeitszeit und Lohn
und  andere  Angriffe  auf  die  Arbeiter_Innenklasse  wie  beispielsweise
Rentenreformen  aufgefangen  werden  sollen.  So  zum  Beispiel  aktuell  in
Frankreich,  wo  Macron  mit  seinen  neoliberalen  Reformen  das
Renteneintrittsalter auf 64 anheben möchte oder in Chile, wo die Regierung
eine Erhöhung der Preise für öffentliche Verkehrsmittel durchsetzen wollte,
aber daraufhin mit Massenprotesten konfrontiert wurde.

Die  Krise  wird  auf  dem  Rücken  der  Arbeiter_Innenklasse  ausgetragen.
Jedoch  trifft  es  hier  besonders  Frauen.  Mit  der  Krise  2007/08  wurden
Teilzeitjobs und Leiharbeit stark ausgebaut, damit die Kapitalist_Innen ihren
Profit dennoch weiter vermehren können und zur Not ohne viel Aufwand die
Arbeiter_Innen entlassen können, wenn die nächste Rezession einsetzt.

In den imperialistischen Ländern sind sie häufig von Arbeitslosigkeit und
unsicheren,  prekären Beschäftigungsverhältnissen geplagt.  So arbeiten in
Deutschland 2019 30,5 % Frauen in solchen „atypischen“ Verhältnissen, aber
nur 12,2 % der Männer.  Das wird als  freiwillige Entscheidung für mehr
Familien- oder Freizeit beispielsweise vom Bundesamt für politische Bildung
gewertet,  ist  aber  reine  Ideologie,  denn  die  unentgelt l iche
Reproduktionsarbeit  fällt  überwiegend  den  Frauen  zu.  So  wird  auch
ausschließlich von Frauen erwartet, Job und Familie zu verbinden, und sie
sind gezwungen, Teilzeit oder unsichere Jobs zu akzeptieren, wenn sie Kinder
großziehen.

Auch Frauen in Halbkolonien (wie bspw. Indien oder Pakistan) sind oft im
prekären  Bereich  beschäftigt.  Hier  variieren  die  Zahlen  je  nach  Land
zwischen 45 %-76 %. Die Beschäftigung findet hier auch oft im informellen
Bereich  statt,  wo  angemessene  Bezahlung,  Schwangerschaftsurlaub,  eine



sichere Arbeitsumgebung oder gar gewerkschaftliche Organisierung zurzeit
undenkbar sind. Viele dieser Frauen arbeiten in Textilfabriken (in welchen
für  H&M,  Primark  und  Co  produziert  wird) ,  in  sogenannten
Sonderwirtschaftszonen,  in  denen sie  für  einen Hungerlohn ausgebeutet,
teilweise eingesperrt und zur Arbeit gezwungen werden. Auf Sicherheit wird
kaum geachtet. Oftmals kommt es zu Gebäudeeinstürzen oder Fabrikbränden
neben  dem  Umgang  mit  gefährlichen  Chemikalien  ohne  wirkliche
Schutzkleidung.

Weltweit  sind  Frauen besonders  von  Armut  betroffen.  Demnach leben 5
Millionen mehr Frauen als Männer in extremer Armut. Des Weiteren sind
mehr Frauen von Altersarmut betroffen. In Deutschland sind es 20 % der
Frauen, aber nur 15 % der Männer. Das erklärt sich durch geringeren Lohn
während der Arbeitszeit und Unterbrechungen zum Großziehen der Kinder.

Noch immer ist es Frauen laut UNO in 104 Ländern nicht erlaubt, bestimmte
Berufe  auszuüben.  In  18  Ländern  können  Männer  ihren  Ehefrauen
grundsätzlich  verbieten zu  arbeiten.  So müssen Frauen in  Saudi-Arabien
beispielsweise für die Ausübung bezahlter Arbeit generell die Erlaubnis eines
männlichen  Vormunds  einholen.  So  spiegelt  sich  auch  die  finanzielle
Abhängigkeit der Frauen wider, da sie sowohl in imperialistischen als auch in
halbkolonialen Ländern nach wie vor weniger Lohn erhalten als Männer. In
Deutschland  sind  es  beispielsweise  21  %,  17,3  %  in  Großbritannien,  in
Pakistan hingegen 34 %.

Der  Kampf  um  finanzielle  Gleichstellung  ist  also  weltweit  keineswegs
abgeschlossen.  Aber  selbstverständlich  gibt  es  auch  andere  Bereiche,  in
denen Frauen strukturell  benachteiligt  werden.  So kam es mit  der Krise
2007/08  auch  zu  einem  Anstieg  nationalistischer  Gefühle,  da  die
Mittelschichten der imperialistischen Länder sich vor einem sozialen Absturz
und dem Verlust ihrer Privilegien fürchteten. Um reaktionäre Angriffe und
die Stärkung der nationalen Wirtschaft zu fördern, wurden fremdenfeindliche
und chauvinistische Ideologien geschürt.

Diese sorgten auch für ein Rollback bei Frauen- und LGTBIA-Rechten. So
beispielsweise der Versuch der weiteren Illegalisierung von Abtreibungen,



aber auch das Aufbegehren der Rechten gegen das „Gendermainstreaming“
(die Integration der Gendergleichstellungsperspektive in politische Prozesse,
wie von der Weltfrauenkonferenz in Nairobi 1985 festgelegt).

Dadurch  kam  es  auch  zu  vermehrten  gewalttätigen  und  sexualisierten
Angriffen  auf  Frauen  sowie  auch  auf  die  körperliche  und  sexuelle
Selbstbestimmung. So erleben auch mehr Frauen Gewalt in Beziehungen als
Männer  und  werden  auch  häufiger  von  ihrem  (Ex-)Partner  ermordet.
Voruntersuchungen  zu  einer  Studie  der  WHO  zeigen,  dass  35  %  der
weltweiten Morde an Frauen von Intimpartnern begangen werden, aber nur
5 % aller Morde an Männern von ihren Partnerinnen. Gemeinsamer Kampf
gegen Ausbeutung und für Frauenbefreiung

Gemeinsamer Kampf gegen Ausbeutung und
für Frauenbefreiung
Die Auswirkung der Krise, die Ausbeutung der Arbeiter_Innenklasse und die
Unterdrückung der Frau stehen also in einem engen Verhältnis zueinander
und bedingen sich  teils  gegenseitig.  Um genug Widerstand aufbauen zu
können, ist es daher wichtig, auch die männlichen Proletarier für den Kampf
zur vollständigen Frauenbefreiung zu gewinnen. Gegen die kommende Krise
muss  sich  die  Gesamtklasse  in  Stellung  bringen,  ein  revolutionäres
Antikrisenprogramm  annehmen.  Um  unsere  Stärke  und  Fähigkeit  zu
steigern,  müssen  wir  in  alle  ökonomischen  und  sozialen  Kämpfe
intervenieren,  um  ihre  Vorhut  für  unsere  Reihen  zu  gewinnen.  Dieses
Aktionsprogramm muss auch Antworten auf das Rollback gegen die Rechte
der arbeitenden Frauen geben.

Gleichzeitig muss es aber eigene Strukturen (sog. Caucuses) innerhalb der
Arbeiter_Innenbewegung (z. B. in Gewerkschaften) für Frauen geben, da sie
einer  doppelten  Unterdrückung  und  spezifischen  Formen  sexistischer
Diskriminierung  unterliegen  Das  Gleiche  trifft  auf  ebenso  auf  andere
Unterdrückte (Jugendliche, MigrantInnen usw.) zu. Denn so revolutionär eine
Bewegung  oder  eine  Partei  auch  sein  mag,  niemand  ist  frei  von  im
Kapitalismus  erlernten  Unterdrückungsmechanismen  und  auch  in  den



eigenen  Strukturen  müssen  diese  diskutiert  und  bekämpft  werden.

 Dennoch  kann  aber  nur  ein  gemeinsamer  internationaler  Kampf  der
gesamten  Arbeiter_Innenklasse  für  eine  Befreiung  aller  Unterdrückten
sorgen, der sich gegen den Kapitalismus stellt und für eine sozialistische
Revolution eintritt, da die Abschaffung der unbezahlten Reproduktionsarbeit,
welche unüberwindbar mit dem Kapitalismus vereint ist, ihre vollständige
Sozialisierung  und  Aufteilung  auf  alle  Geschlechter  im  Interesse  der
gesamten  ArbeiterInnenschaft  liegt,  auch  wenn  unterm  Kapitalismus  ihr
weiblicher Teil jene weit überwiegend verrichtet.

Wir als Marxist_Innen treten daher für eine internationale multi-ethnische,
proletarische Frauenbewegung ein mit dem Recht auf gesonderte Treffen in
Arbeiter_Innenorganisationen  wie  Gewerkschaften.  Deshalb  müssen  diese
auch massiv unter den prekär Beschäftigten rekrutieren und dürfen sich
nicht  auf  die  Verteidigung  der  relativ  privilegierten,  ausgebildeten  und
sicherer  beschäftigten  (arbeiter_innenaristokratischen)  Schichten
beschränken.

Daher fordern wir:

Gleiche Rechte für Frauen bei Wahlen, auf dem Arbeitsmarkt,  im
Bildungswesen,  an  allen  öffentlichen  und  gesellschaftlichen
Aktivitäten  teilzunehmen!
Für  ein  Programm  gemeinnütziger  öffentlicher  Arbeiten  mit
Vollzeitstellen und auskömmlichen Tariflöhnen für Frauen, bezahlt
aus Unternehmerprofiten und Vermögensbesitz!
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Mindestlohn für alle Frauen, um ein
Mindesteinkommen zu sichern, das die Reproduktionskosten deckt
und ein Leben ohne Abhängigkeit vom (männlichen) Partner erlaubt!
Arbeitsschutz  in  allen  Produktionsstätten!  Für  das  Recht  auf
gewerkschaftliche Organisierung, wo es bisher verboten ist!
My Body, my Choice: Für das vollständige Recht auf Abtreibung ohne
Fristen und Mindestalter, sexuelle Selbstbestimmung und das Prinzip
des sexuellen Konsenses! Zugang zu kostenlosen Verhütungsmitteln!
Kostenloser Zugang zu Gesundheitsversorgung, Pflegeeinrichtungen,



Krankenversorgung  und  gesicherte  Renten  für  alle  Frauen!  Wir
fordern  kostenlose  und  bedarfsorientierte  Kinderbetreuung,
öffentliche Kantinen und Wäschereien –  um eine gesellschaftliche
Gleichverteilung  der  Reproduktionsarbeiten  auf  alle  Geschlechter
sicherzustellen!
Um Frauen aufgrund ihrer Doppelbelastung durch Erwerbstätigkeit
und Reproduktionsarbeit  eine politische Teilnahme zu erleichtern,
treten wir zudem für eine Vergesellschaftung sämtlicher Haushalts-,
Sorge- und Reproduktionsarbeiten ein!
Recht auf Scheidung auf Wunsch! Ausbau und Sicherstellung von
Schutzräumen für Frauen (wie z. B. Frauenhäuser)!
Kostenlose, kollektive Selbstverteidigungsstrukturen, um es Frauen
zu ermöglichen, sich selbst vor Übergriffen zu schützen, unterstützt
von Frauen- und Arbeiter_Innenbewegung!


